
Ihr Bundestagsabgeordneter für den Kölner Süden und Westen informiert Mitte März 2021

Heute erhalten Sie die 100. Ausgabe meiner Berliner 
Einblicke. Üblich ist es, anlässlich von Jubiläen ei-
nen Blick zurück zu werfen, Bilanz zu ziehen, Anek-
doten der Beginne zu bemühen. Aber wissen Sie 
was? Nichts davon mute ich Ihnen heute zu. 
Nein, sogar im Gegenteil: Nie war mein 
Blick mehr auf die Zukunft gerichtet 
und dahin nehme ich Sie mit. 

In der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion verantworte ich das Ge-
sellschaftsrecht. Das Thema mag 
vielen unheimlich akademisch 
vorkommen. Doch es spielt eine 
entscheidende Rolle für unsere Zu-
kunft. Wie wir den Geschäftsverkehr 
unserer Gesellschaft regeln, welche Si-
cherheiten wir für den Eintritt in dieses 
System verlangen, wie schnell, wie transpa-
rent, wie sicher wir das gestalten, setzt den Rah-
men der Möglichkeiten unserer Wirtschaft. Es sichert 
aber auch Freiheiten, schnell und vertrauensvoll mit-
einander Verträge zu schließen, ohne jedes Detail sei-
nes Gegenübers zu kennen und trotzdem zu wissen, 
jemand haftet auch im Zweifel. Allein das Stichwort 
Schnelligkeit lässt Sie erahnen, die Digitalisierung bie-
tet uns im Gesellschaftsrecht gänzlich neue Möglich-
keiten. Eine Aufgabe der nächsten Jahre wird sein, die 
Prinzipien der sozialen Marktwirtschaft auch in die 
neue Zeit zu transportieren: Ich will, dass wir die digi-
tale GmbH möglich machen. Unser Handelsregister 
muss volldigitalisiert und barrierefreier zugänglich 
sein. Wertpapiere und sogar Währungen werden bald 
digitale Ableger bekommen. Voraussetzungen hierfür 
sind sichere und verlässliche Rechtssysteme. Und die 
Blockchain-Technologie liefert uns schier unbegrenzte 
neue Ansätze.  Für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
habe ich bereits im letzten Jahr ein Papier hierfür mit-
verfasst. Diese Ideen wollen wir auch zum Leben erwe-
cken. 

In dieser Woche haben wir das Gesetz zur Stärkung 
der Finanzmarktintegrität debattiert. Es ist schier un-
glaublich wie verzagt der Bundesfinanzminister und 
die Bundesjustizministerin an dieses Projekt gehen. 

Alle vorgeschlagenen Schritte sind selbstver-
ständlich, eigentlich bloße Anpassungen 

an die technischen Realitäten des Fi-
nanzmarktes im Jahr 2021. Und hier 

bringe ich Ihnen doch einen kurzen 
Blick nach hinten: Seit 20 Jahren 
widme ich mich dem Bilanzrecht. 
Der Fall Wirecard hat einen Scha-
den von etwa 10 Milliarden Euro 
verursacht – ein x-faches dessen, 

was in Deutschland jährlich durch 
Ladendiebstahl an Schaden entsteht. 

Aber immerhin öffnet er ein politi-
sches Momentum für Reformen, die seit 

Jahrzehnten durch verschiedene Akteure in 
den und um die Finanzmärkte blockiert werden. 

Wir brauchen grundsätzlich ein transparenteres, effek-
tiveres und nachhaltigeres Finanzkontrollsystem. Das 
bringt dem deutschen Staat mehr Steuern. Ein solches 
System schafft Steuergerechtigkeit entgegen der von 
Neid getriebenen Vermögensabgaben. Ein solches Sys-
tem schützt Kleinaktionäre und garantiert die Mög-
lichkeit, sich selbst Vermögen aufzubauen. Und es ver-
hindert, dass Finanzströme nur kurzfristige Interessen 
verfolgen. Schlussendlich entlastet ein solches System 
auch all die redlichen Unternehmerinnen und Unter-
nehmer, die bereits genügend bürokratische Hürden 
meistern. Dafür kämpfe ich schon in dieser Legislatur-
periode. Hierfür möchte ich auch in der nächsten Le-
gislaturperiode – und im besten Fall mit Kolleginnen 
und Kollegen, die ähnliche Überzeugungenn wie die 
meinen teilen – hart arbeiten. 

Ihr

Liebe Leserinnen und Leser, liebe Freunde!

     PROF. DR. HERIBERT HIRTE, MdB
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land dabei eine wissenschaftliche 
und berufsqualifizierende Ausbil-
dung auf führendem Niveau. Ende 
2020 hatte es bereits eine allge-
mein gehaltene öffentliche Anhö-
rung zur Zukunft der Juristenaus-
bildung im Bundestag gegeben, 
deren Inhalte nun auch die weite-
re Diskussion und die derzeitig 

verhandelten Reformvorschläge 
beeinflussen:

Der derzeitige Gesetzesentwurf soll 
nun zum einen zum einen ein 
Recht auf die Erbringung des Juris-
tischen Vorbereitungsdienstes (Re-
ferendariat) in Teilzeit von 80 % 
einführen, um Eltern und Men-
schen mit zu pflegenden Angehö-
rigen Chancengleichheit zu er-
möglichen. Dabei fordern die Län-
der eine größere Flexibilität bei der 
Regelung: manche Bundesländer 
würden hier gerne auch geringere 
Teilzeitquoten ermöglichen oder 
die Liste der Gründe zur Berechti-
gung eines Teilzeitreferendariats 
verlängern bzw. eine allgemeine 
Härtefallklausel einführen – Vor-
schläge, die sich durchaus hören 
lassen, bei denen allerdings die Ver-
gleichbarkeit der Examina zwi-
schen den Bundesländern nicht aus 
dem Auge verloren werden darf. 

Eigentlich sollte der Gesetzesent-
wurf zur Modernisierung des no-
tariellen Berufsrechts und zur Än-
derung weiterer Vorschriften nur 
das notarielle Berufsrecht regeln. 
Doch der Bundesrat hat per Initia-
tive entschieden, dass er, viel-
leicht ein wenig lieblos, an dieses 
Gesetz Reformvorhaben ando-
cken möchte, die die Zukunft von 
vielen jungen Menschen prägen: 
Die Juristenausbildung. Heribert 
Hirte hat durch seinen berufli-
chen Werdegang als Rechtsprofes-
sor in diesem Gebiet viel Erfah-
rung, die er seit Jahren auch in die 
programmatische Arbeit der CDU 
und in die Bundestagsfraktion 
einbringt. So hatte Hirte frühzeitig 
angekündigt, dass über diese Re-
form eine aufgeregte Diskussion 
losbrechen würde. So ist es auch 
gekommen. Im Zentrum steht die 
die Frage, was eine attraktive, qua-
litativ hochwertige und aktuelle 
Juristenausbildung auszeichnet. 
Ein Thema, das sowohl organi-
sierte Studierende über die Fach-
schaften, die Bundesländer als 
verantwortliche Organe und die 
Universitäten intensiv berührt. 

Im Mittelpunkt steht derzeit die 
vonseiten der Landesjustizminis-
terien vorgebrachte Forderung 
nach der Abschaffung der Bildung 
einer Gesamtnote aus universitä-
rem und staatlichem Teil des sog. 
1. Examens. Aber auch die Frage 
nach anderweitigem Reformbe-
darf der Juristenausbildung so-
wohl an den Universitäten als 
auch im darauffolgenden Referen-
dariat schließt sich hier an. Diese 
Diskussion zeigt dabei verschie-
dene Aspekte auf: Da steht allem 
voran zum einen die Digitalisie-
rung, die auch Lehre und späteren 
Arbeitsalltag der (angehenden) Ju-
ristinnen und Juristen maßgeb-
lich prägt. Justiz und Anwaltschaft 
sehen sich einer zunehmenden 
Spezialisierungsnotwendigkeit 
ausgesetzt, während unser Justiz-
system gleichzeitig noch Genera-

listen fordert. Immer wieder klin-
gen seitens der Studierenden-
schaft Klagen über den hohen 
psychischen Druck im Studium 
durch, während die juristischen 
Berufe einer großen Pensionie-
rungswelle und damit einem 
Mangel an Nachwuchs ausgesetzt 
sind. 

Politisch ist zu beachten, dass Jus-
tiz, Justizverwaltung und auch das 
Universitätswesen kompetenz-
rechtlich zwischen Bund und Län-
dern aufgeteilt ist, sodass eine 
Vielzahl von Rechten und Interes-
sen komplex zusammenspielen. 
Juristen sind nicht nur Rechtsan-
wender oder Rechtsprecher. Als 
Hüter und Ausführende unserer 
Verfassung und der darin veran-
kerten freiheitlich demokrati-
schen Grundordnung haben sie 
eine wichtige und uns alle betref-
fende Funktion inne. Eine gute Ju-
ristenausbildung muss folglich 
verantwortliche und hochqualita-
tiv arbeitende Juristen hervorbrin-
gen, die methodisch in der Lage 
sind, sich in allen Rechtsgebieten 
zurechtzufinden, die aber auch 
früh die Chance bekommen, sich 
ihren Neigungen entsprechend zu 
spezialisieren. Mit seinen zwei 
Staatsexamina sichert Deutsch-

Qualität sichern, für die Zukunft rüsten: Die Reform-
diskussionen zur Juristenausbildung
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Das Thema

In der parlamentarischen Debatte um die Zukunft der Juristenausbildung stehen noch vier Punkte in der 
Diskussion: Der Umgang mit der Gesamtnote, die Möglichkeit eines Teilzeit-Referendariats, die Möglich-
keit digitaler Klausuren und der neue Inhalt „kritischer Umgang mit deutscher Rechtsgeschichte“.  



telpunkt stehen. 
Während die Prü-
fungs- und genaue-
ren Vorbereitungs-
modalitäten eine 
Sache der Länder 
sind, fordert der 
Bundesrat nun ex-
plizit die kritische 
Reflexion des 
Rechts gesetzlich 
festzuschreiben. 
Als Beispiel wäre 
hier die Auseinan-
dersetzung mit dem 
NS-Unrecht ge-
nannt, aber natür-
lich mit allen weiteren Defiziten 
in unserem Rechtssystem aus Ge-
genwart und Vergangenheit. Der 
Vorschlag wird seitens der großen 
Koalition und von vielen Verbän-
den begrüßt, abzuwarten bleibt 
nun, wie genau dieser Punkt im 
Gesetz formuliert werden wird. 

Der letzte – und wohl derzeit lau-
teste – Punkt ist die Forderung der 
Länder, dass für das 1. Examen 

keine Gesamtnote mehr aus dem 
universitären Schwerpunkt und 
dem landeszentral gestellten 
staatlichen Examensteil mehr ge-
bildet werden soll. Begründet wird 
dies mit der fehlenden Vergleich-
barkeit der Schwerpunkte an den 
jeweiligen Universitäten. Schon 
2019 hatte die Justizministerkon-
ferenz einen entsprechenden Be-
schluss gefasst, der nun in der 
Stellungnahme des Bundesrates 
zu dem o.g. Gesetz wieder aufge-
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griffen wurde. Dem vorangegan-
gen war eine ausführliche Studie 
zur Durchführung sowie zur in-
haltlichen und leistungsmäßigen 
Vergleichbarkeit der einzelnen 
Schwerpunkte, die allerdings 
nicht die Abschaffung der Ge-
samtnote, sondern vielmehr kon-
struktive Maßnahmen zur Siche-
rung der Vergleichbarkeit emp-
fahl. Diese wird von einigen 
Bundesländern – so auch NRW in 
der derzeit diskutierten JAG-No-
velle – auch durch Reformen der 
jeweiligen Ausbildungsordnun-
gen unterstützt, indem die Prü-
fungsleistungen einheitlich fest-
geschrieben werden – eine weit-
aus konstruktivere  
Herangehensweise. Fraktions-
übergreifend – und auch mit den 
Verbänden von Hochschullehrern 
und Studierenden – besteht im 
Bundestag hier Einigkeit, dass die 
Gesamtnote nicht abgeschafft 
werden soll. Der Schwerpunkt si-
chert die Wissenschaftlichkeit des 
Studiums, er ermöglicht eine Spe-
zialisierung nach Interessen und 
damit verbunden eine vertiefte 
Auseinandersetzung mit dem 
Recht – und er etabliert sich zu-
nehmend zur relevanten Einstel-
lungsvoraussetzung. Damit trägt 
er zum Anspruch der Juristenaus-
bildung nach kritischer Reflexion, 
hohem Niveau, Aktualität und 
auch bestmöglicher Berufsvorbe-
reitung maßgeblich bei. 

Darüber hinaus soll – in Anpas-
sung an die Digitalisierung der Ar-
beitswelt gerade auch während 
der Pandemie – die Möglichkeit, 
Examensklausuren elektronisch 
zu schreiben, gesetzlich normiert 
werden. Auch dieser Vorschlag ist 
grundsätzlich zu begrüßen, auch 
wenn hier bedacht werden sollte, 
dass Digitalisierung sich nicht nur 
auf das  „Tippen“ von Klausuren 
beschränken sollte. Darüber hin-
aus bringt eine getippte Klausur 
demjenigen wenig, der vorher alle 
anderen Klausuren handschrift-
lich erbringen musste. Hier ist In-
novationsgeist ab dem 1. Semes-
ter gefragt; auch die weiteren Mög-
lichkeiten, z.B. digitale 
Gesetzestexte als Hilfsmittel, 
müssen hier sorgfältig eruiert 
werden. Wie genau digitale „Soft 
Skills“ und Möglichkeiten, aber 
auch das Recht der Digitalisie-
rung, im gesamten Studium ein-
gebracht werden können, wird 
durch diese Regelung noch nicht 
berücksichtigt – die Arbeit wird 
hier also weitergehen. 

Großer Kritikpunkt im Jurastudi-
um ist weiterhin das sog. „Ge-
schäft mit der Angst“: Studierende 
fühlen sich von den Universitäten 
nicht hinreichend auf das Examen 
vorbereitet, besuchen private Re-
petitorien und klagen über die 
Masse des auswendig zu lernen-
den Stoffs. Dabei sollte doch die 
Methodik – das juristische Den-
ken, die Fähigkeit mit jedem belie-
bigen Gesetzestext arbeiten und 
diskutieren zu können – im Mit-

Bereits im vergangenen Sommer führte Heribert Hirte eine eigene Sachverständigenrunde unter ande-
rem mit der Bundesfachschaft Jura, dem Deutschen Fakultätentag, mit dem Ring Christdemokratischer 
Studenten (RCDS) und anderen beteiligten Organisationen durch, um ein möglichst breites Meinungs-
bild in der Diskussion rund um die Juristenausbildung zu sammeln. 

Teilen sich in der Unionsfraktion die Berichterstattung für die Juristen-
ausbildung: Patrick Sensburg und Heribert Hirte (Bild aus dem letzten 
Sommer). 
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Oliver Kehrl und Heribert Hirte 
im Gespräch mit dem lokalen 
Handel und der Gastronomie im 
Kölner Süden und Westen

Novemberhilfe, Dezemberhilfe, 
Überbrückungshilfe III, Pacht-
stundungen, Mietminderungen, 
Störung der Geschäftsgrundlage 
und ausbleibende Mieterträge – 
das Themenspektrum war groß, 
welches Oliver Kehrl (MdL) und 
Heribert Hirte mit Unternehme-
rinnen und Unternehmen, Solo-
selbstständigen und Einzelhänd-
lerinnen und Händlern aus ihren 
Wahlkreisen im Kölner Süden und 
Westen besprechen konnten. 
Doch so ein Webinar lebt vor al-
lem vom Input und so bedankten 
sich die Abgeordneten für die vie-
len anregende Ideen, genaue Pro-
blembeschreibungen und schlicht 
die zahlreichen Berichten aus 
dem schwierigen Geschäftsleben 
während der Corona-Pandemie. 

Haben Sie auch Fragen zu den Co-
ronahilfen, Pachten oder der Ge-
werbemiete während Corona? 
Dann schreiben Sie gerne eine 
Mail mit Ihren Fragen an: 
heribert.hirte@bundestag.de

Sachverständige besprechen 
neue Rechtsform

In der letzten Sitzung konnte Heri-
bert Hirte die Sacharbeit der Ar-
beitsgruppe zur „Harmonisierung 
des deutschen und des französi-
schen Wirtschafts- und Insolvenz-
rechts“ einleiten. Gemeinsam ar-
beiten in der Arbeitsgruppe franzö-
sische und deutsche Kolleginnen 
und Kollegen an einem deutsch-
französischen Wirtschaftsgesetz-
buch. Um ein gemeinsames Be-
schlusspapier zu entwer-
fen, diskutiert die 
Arbeitsgruppe derzeit mit 
Expertinnen und Exper-
ten aus der Praxis und mit 
der länderübergreifenden 
Wissenschaft. Die nächs-
te Sitzung findet am 19. 
März statt.  

Der Nachwuchs nach vorne

Nach langer Zeit konnte Heribert 
Hirte endlich wieder ein digitales 
Meeting mit seinen Stipendiatin-
nen und Stipendiaten der Konrad-
Adenauer-Stiftung durchführen. 
Auch als Bundestagsabgeordneter 
übernimmt Hirte weiterhin die 
Aufgabe eines Vertrauensdozen-
ten der Stiftung an der Universität 
Hamburg. Als Vertrauensperson 
tauscht Hirte sich mit den jungen 
Nachwuchsakademikerinnen 
und -akademikern über Ideen, 
Karriere, Zukunftspläne und Pro-
jekte aus, aber natürlich wird auch 
die politische Lage besprochen, so 
dass Hirte auch in solchen Run-
den immer neue Ideen für die Par-
lamentsarbeit aufgreift. 

Mehr Aufsicht im Finanzmarkt 

Gemeinsam mit anderen Kolle-
ginnen und Kollegen in der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion fordert 
Heribert Hirte. Konsequente Leh-
ren aus dem Fall Wirecard ziehen. 
Dies wurde in der Plenardebatte in 
der vergangenen Sitzungswoche 
erneut deutlich. Mit dem Gesetz 
zur Stärkung der Finanzmarktin-
tegrität möchte das Bundesfi-
nanzministerium gemeinsam mit 
dem Bundesministerium der Jus-
tiz und Verbraucherschutz Ant-
worten geben, die nach Ansicht 
der Union nicht ausreichen, um 
nicht nur auf Fehler in der Causa 
Wirecard zu reagieren. Ziel der 
Union: Tatsächlich eine verbes-
serte Finanzaufsicht zu schaffen.

Für Hirte stehen dabei zwei Nach-
besserungen im Vordergrund: Das 
zweistufige Verfahren der Bilanz-
kontrolle durch BaFin und Deut-
sche Prüfstelle für Rechnungsle-

gung (DPR) hat sich nicht bewährt. 
Der Fall Wirecard hat verdeutlicht, 
dass dem privatrechtlichen Verein 
DPR die forensischen Werkzeuge 
fehlen, um Bilanzbetrug verläss-
lich aufzudecken. Dennoch sieht 
der Gesetzentwurf weiterhin das 
zweistufige Verfahren mit einer 
privatrechtlich organisierten Ein-
richtung vor, die stichprobenarti-
ge Prüfungen durchführt. Anstatt 
die Verantwortung für das Aufde-
cken von betrügerischem Han-
deln einer privaten Prüfstelle zu 
übertragen, sollte für die Bilanz-
kontrolle künftig ausschließlich 
die BaFin zuständig sein. Das wür-
de Klarheit schaffen und Kompe-
tenzen bündeln.  

Hirte spricht sich zudem dafür 
aus, zu prüfen, wie Anreize für 
Joint Audits geschaffen werden 
können. Bei einem Joint Audit be-
stellt ein Unternehmen zwei von-
einander unabhängige Prüfungs-
gesellschaften, die gemeinsam 
ein Prüfungsurteil über den Jah-
res-, bzw. bei Unternehmensgrup-
pen den Konzernabschluss, abge-
ben. Sie müssen rechtlich vonein-
ander unabhängig sein. Durch das 
Vier-Augen-Prinzip könnte die 
Prüfungsqualität gesteigert und 
der bestehenden Konzentration 
auf dem Abschlussprüfermarkt 
stärker entgegengewirkt werden.

Weitere Punkte, die im parlamen-
tarischen Verfahren zum Gesetz 
zur Stärkung der Finanzmarktin-
tegrität (FISG) noch debattiert wer-
den sollten: Eine Neuordnung der 
Geldwäscheaufsicht, Stärkung der 
Aufsichtsräte in ihrer Kontroll-
funktion gegenüber den Vorstän-
den, die Erhöhung der Transpa-
renz bei schwerwiegenden berufs-
rechtlichen Verstößen durch 
Abschlussprüfer und ein wirksa-

mes System für die Haf-
tungsregelungen. Mehr 
zu den Forderungen kön-
nen Sie in einer Presse-
mitteilung der CDU/CSU-
B u n d e s t a g s f r a kt i o n 
nachlesen. 
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Prof. Dr. Heribert Hirte, MdB 
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50931 Köln
Tel.: 0221 / 589 86 762

E-Mail: heribert.hirte@bundestag.de
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Sie wollen den Newsletter nicht mehr erhalten? Teilen Sie uns dies gerne mit und wir 
löschen Ihre Daten umgehend aus dem Verteiler. Selbstverständlich behandeln wir 
Ihre Daten stets vertraulich und geben sie nicht an Dritte weiter.

https://www.cducsu.de/presse/pressemitteilungen/konsequente-lehren-aus-dem-fall-wirecard-ziehen
https://www.cducsu.de/presse/pressemitteilungen/konsequente-lehren-aus-dem-fall-wirecard-ziehen
https://www.cducsu.de/presse/pressemitteilungen/konsequente-lehren-aus-dem-fall-wirecard-ziehen
https://www.cducsu.de/presse/pressemitteilungen/konsequente-lehren-aus-dem-fall-wirecard-ziehen
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Hat die Corona-Pandemie etwas ge-
mein mit der Christenverfolgung 
weltweit? Oder bedingen sich die 
Verfolgung und Attacken auf die Re-
ligionsfreiheit und die Krise sogar? 
Darüber sprach Heribert Hirte mit 
dem Zentralrat Orientalischer Chris-
ten in Deutschland e. V. (ZOCD). Den 
ZOCD und Hirte verbindet eine enge 
Partnerschaft. Gemeinsam hat man 
vielfach für den Kulturerhalt der ori-
entalischen Christen gekämpft, An-
sätze und Ideen für die Integrations-
arbeit und - perspektiven erarbeitet 
und für gegenseitiges Verständnis 
geworben. Das ganze Interview fin-
den Sie hier. 

Die Inhalte der vorliegenden Formu-
lierungshilfe des Bundesjustizminis-
teriums zu den Regelungen von Sta-
yonboard reichen Heribert Hirte 
nicht aus. Gemeinsam mit Verena 
Pausder, Mitbegründerin der Initiati-
ve Stayonboard, stellte Hirte auf ei-
ner gemeinsamen Pressekonferenz 
noch einmal klar, dass er weitere 
Nachbesserungen fordert. „Wir 
brauchen einen Anspruch“, sagte er 
mit Blick auf die Auszeitenregelun-
gen für Unternehmensvorstände. 
Für Familie, Kinder, Pflege muss es 
auch in den Vorstandsetagen Platz 
geben, damit Gleichberechtigung 
auch sich selbst tragen kann und 

sich nicht in Quotendiskussionen 
verfängt. Mehr hierzu können Sie im 
Businessinsider, der FAZ (nur im 
Print, Ausgabe vom 27.02.2021, 
Seite 7) oder der Börsenzeitung (nur 
print, Ausgabe vom 1.03.2021) 
nachlesen. 

Im aktuellen JUVE Rechtsmarkt Ma-
gazin (03/2021 JUVE Verlag) betont 
Heribert Hirte, dass sich die CDU/
CSU-Bundestagsfraktion  über Mo-
nate für den Erhalt der Rechtsform 
der LLPs eingesetzt haben. Durch 
den Brexit fällt die Möglichkeit bei-
spielsweise für Kanzleien in 
Deutschland als Limited Liability 
Partnership zu firmieren in Zukunft 
weg. Den Wunsch vieler Unterneh-
men nach einer beschränkt haften-
den Personengesellschaft mit einer 
sachlich angemessenen umfassen-
den Haftungsbeschränkung disku-
tieren wir auch in der Deutsch-Fran-
zösischen Parlamentarischen Ver-
sammlung

Update zu Nahid Taghavi: Auch nach 
über 130 Tagen in Einzelhaft zeigt 
das iranische Regime kein Einsehen. 
Die Kölner Architektin bleibt in Isola-
tionshaft. Die mögliche Freilassung 
auf Kaution war vermutlich nur ein 
leeres Versprechen. Nach dem euro-
päisch-iranischen Wirtschaftsgipfel 
dieser Woche wird es sich zeigen, ob 
die Bundesregierung in Hinter-
grundgesprächen etwas erreichen 

konnte. Der Express berichtet über 
Heribert Hirtes politische Paten-
schaft für Nahid Taghavi und die Zu-
stände im Evrin-Gefängnis, zudem  
erwähnt die Kölnische Rundschau  
das Schicksal Tagahvis (nur Print, 
5.3.2021). 

Entgegen beispielsweise dems fran-
zösischen Parlaments gibt sich der 
Deutsche Bundestag seine Tages-
ordnung selbst. Auf welche Art dies 
geschieht, bestimmt die Geschäfts-
ordnung des Hohen Hauses, die 
GO-Bundestag. Diese sichert auch 
kleineren Fraktionen, die nicht an 
der Regierung beteiligt sind, Min-
derheitenrechte zu. Eines dieser 
Rechte ist die Selbstbestimmung 
von politischen Tagesordnungs-
punkten. Um die Arbeitsfähigkeit 
des Parlamentes zu erhalten, wel-
ches nun mal nicht über endlose 
Zeitrahmen verfügt, gibt es die Re-
gelung, dass über die Terminierung 
beispielsweise von Anhörungen in 
den Ausschüssen per Mehrheitsbe-
schluss entschieden wird. Heribert 
Hirte erklärt dieses Prinzip: „Nur so 
können wir die Arbeitsfähigkeit des 
Parlamentes im Hinblick auf seine 
legislative Verantwortung sichern 
und gleichzeitig dem pluralen Ideal 
des Hauses gerecht werden.“ Gegen 
dieses Verfahren regt sich nun kurz 
vor dem Wahlkampf Kritik. Lesen Sie 
mehr hierzu bei Legal Tribune On-
line. 

Terminankündigung

Heribert Hirte im Gespräch mit der 
Bürgervereinigung Rodenkirchen

Zum digitalen Bürgertreff mit dem Bundestagsabgeordne-
ten Heribert Hirte, direkt gewählter Abgeordneter für den 
Kölner Süden und Westen, lädt die Bürgervereinigung Ro-
denkirchen am Dienstag, 16. März, um 19 Uhr ein.

Nach einem kurzen Bericht über aktuelle politische The-
men seiner Arbeit können die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer mit Hirte diskutieren und Fragen stellen. Themen 
sind etwa Rechtssicherheit beim Mieten und Pachten wäh-
rend Corona, möglicher Abbruch der Rodenkirchener Au-
tobahnbrücke, geplante Rheinspange, Entflechtungsstraße 
zwischen Meschenich, Immendorf und Rondorf. 

Hier finden Sie den Zugangslink zu der gemeinsamen 
Zoom Konferenz (erst aktiv kurz vor der Veranstaltung).  
Alternativ finden Sie alle Daten unter:  https://www.buer-
gervereinigung-rodenkirchen.de. 

https://zocd.de/professor-hirte-religionsfreiheit-stephanuskreis?fbclid=IwAR2SP9agk6sp_0ZA66e6kB0Y3sNix40MgIOJFdRzu-RVfiChDZfUUcYF7BY
https://zocd.de/professor-hirte-religionsfreiheit-stephanuskreis?fbclid=IwAR2SP9agk6sp_0ZA66e6kB0Y3sNix40MgIOJFdRzu-RVfiChDZfUUcYF7BY
https://www.businessinsider.de/gruenderszene/karriere-startup/bundestag-debattiert-ueber-gruenderinitiative-stayonboard/
https://www.express.de/koeln/folter-und-einzelhaft-koelnerin-im-iran-gefangen--ex-insassin-schildert-knast-horror-38107792?cb=1615486218828
https://www.lto.de/recht/hintergruende/h/anhoerung-terminierung-rechtsausschuss-geschaeftsordnung-bundestag-opposition-koalition-kinderrechte/
https://www.lto.de/recht/hintergruende/h/anhoerung-terminierung-rechtsausschuss-geschaeftsordnung-bundestag-opposition-koalition-kinderrechte/
https://www.lto.de/recht/hintergruende/h/anhoerung-terminierung-rechtsausschuss-geschaeftsordnung-bundestag-opposition-koalition-kinderrechte/
https://us02web.zoom.us/j/82759995617?pwd=YmQweDh2UXUvQUZYRzFCZUhWb1lYUT09
https://us02web.zoom.us/j/82759995617?pwd=YmQweDh2UXUvQUZYRzFCZUhWb1lYUT09
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Bild der Woche

Auch ganz offensichtlich kann man im Kölner Süden an 
verschiedenen Wänden, Zäunen oder Plakatsäulen die For-
derung finden: FreeNahid! Ein Unternehmen stellt Flä-
chen frei zur Verfügung, um auf das Schicksal der Kölner 
Architektin aufmerksam zu machen, die immer noch ohne 
rechtsfeste Anklage im iranischen Evin-Gefängnis inhaf-
tiert ist. Heribert Hirte kämpft als politischer Pate um die 
Freilassung von Taghavi. Deshalb richtet er an das Auswär-
tige Amt die Forderung, das Schicksal von Taghavi – und 
anderen europäischen Staatsbürgern, die im Iran ohne Be-
gründung inhaftiert wurden – auch zum Gegenstand des 
europäisch-iranischen Wirtschaftsgipfels im März zu ma-
chen. 

Neue Transparenzre-
geln für Abgeordnete

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
zieht klare Konsequenzen aus dem 
Fehlverhalten einzelner Mitglieder 
der Fraktion. So gaben Ralph Brink-
haus, Fraktionsvorsitzender, und 
sein Stellvertreter, Alexander Dob-
rindt, in einem Schreiben bekannt, 
dass die Fraktion entschlossen in 
drei Schritten auf die Fälle Nüßlein 
und Löbel reagiert: 

1.	 Aufklärung: Von Seiten der 
Fraktion werden alle möglichen 
Schritte unternommen, die Sach-
verhalte rund um die Vermittlung 
von Maskeneinkäufen einzelner 
Abgeordneter aufzuklären. Die 
Aussage ist unmissverständlich: 
„Wer versucht hat, aus der pande-
miebedingten Notsituation bei der 
Beschaffung von Schutzausrüs-
tung einen finanziellen Vorteil zu 
ziehen, hat in unseren Reihen kei-
nen Platz“.
2.	 Die Fraktion wird sich ei-
nen internen Verhaltenskodex ge-
ben. Hierbei werden zum einen ein 
Anforderungs- und Sanktionsre-
gime festgelegt, zum anderen gel-
ten für Abgeordnete mit herausge-
hobenen Positionen vergleichbare 

Anforderungen wie 
für Mitglieder der 
Bundesregierung. 
Für die Umsetzung 
und Kontrolle die-
ser Schritte wird 
die Position eines 
„Compliance-Be-
auftragten“ einge-
richtet.
3.	 Die Uni-
onsfraktion wird in 
Kürze Schritte vor-
schlagen, die mehr 
Transparenz für die 
Nebentätigkeiten 
der Abgeordneten 
schaffen sollen. 

Mit diesen Schrit-
ten geht die CDU/
CSU-Fraktion über 
die geltenden 
rechtlichen Vor-
schriften weit hin-
aus. 

Dass die Erträge, die mit den „Ver-
mittlungsgeschäften“ gemacht 
wurden, hat Heribert Hirte in ei-
nem Tweet deutlich gemacht, den 
sogar die FAZ in ihrem Leitartikel 
aufgriff : „Ich denke, § 44a Abs. 3 
Abgeordnetengesetz enthält hier 
eine klare Regelung: Der Bundes-

tagspräsident hat durch Verwal-
tungsakt geltend zu machen, dass 
„Vermögensvorteile oder ihr Ge-
genwert [.] dem Haushalt des Bun-
des zuzuführen“ sind.“

Was nun in Sachen Transparenz, 
Lobbyregister und Anzeigepflich-
ten zu tun ist, hat Hirte zudem mit 
dem Podcast von FAZ Einspruch 
diskutiert. 

https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/die-wichtigsten-fragen-zur-loebel-nuesslein-affaere-17236130.html
https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/die-wichtigsten-fragen-zur-loebel-nuesslein-affaere-17236130.html
https://www.faz.net/podcasts/f-a-z-einspruch-podcast/fuehrt-die-masken-affaere-zu-einem-umdenken-bei-der-union-17237354.html
https://www.faz.net/podcasts/f-a-z-einspruch-podcast/fuehrt-die-masken-affaere-zu-einem-umdenken-bei-der-union-17237354.html

